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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich 

 

 
Satzung über die Erhebung von Betreuungsentgelten in Kindertageseinrichtungen  

sowie in der Kindertagespflege im Landkreis Aurich 
 

Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) i.V.m.  
§ 90 Abs. 1 Nr. 3 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) i.V.m. § 22 Niedersächsische Gesetz 
über Kindertagesstätten und Kindertagespflege (NKiTaG) in der jeweils gültigen Fassung hat der 
Kreistag des Landkreises Aurich am 17.06.2024 folgende Satzung zur Erhebung von 
Betreuungsentgelten für die Betreuung in Kindertageseinrichtungen und der Kindertagespflege 
beschlossen:  
 

§ 1 Geltungsbereich und Inhalt der Entgeltordnung 
 

(1) Gem. § 22 SGB VIII i.V.m. § 2 Abs. 1 des Nds. Gesetzes über Tageseinrichtungen für Kinder (Nds. 
KiTaG) erfüllen Kindertagesstätten und die Kindertagespflege einen eigenen Bildungs- und 
Erziehungsauftrag. Dieser zielt auf die gleichberechtigte, inklusive gesellschaftliche Teilhabe aller 
Kinder und auf die Entwicklung der Kinder zu eigenverantwortlichen, gemeinschaftsfähigen und 
selbstbestimmten Persönlichkeiten ab sowie den Auftrag die Erziehung und Bildung in der Familie 
zu unterstützen.  
 

(2) Diese Satzung regelt die öffentlich-rechtliche Erhebung und Zahlung von Entgelten für den Besuch 
von Kindertageseinrichtungen in Form von Krippen, Kindertagespflegestellen, Kindergärten und 
Horten sowie altersübergreifenden Gruppen– nachfolgend, sofern nicht anders bezeichnet- 
Kindertageseinrichtungen genannt. 
 

(3) Unter Besuch im Sinne dieser Satzung ist die Betreuung von Kindern in den 
Kindertageseinrichtungen des Landkreises Aurich zu den festgesetzten Zeiten zu verstehen. 

 
§ 2 Entgelte für den Besuch von Kindertageseinrichtungen 

 
(1) Für die Betreuung von Kindern in den Kindertageseinrichtungen des Landkreises Aurich wird von 

der/dem/den Sorgeberechtigten ein monatliches Entgelt erhoben. Die Höhe des Entgeltes ergibt 
sich aus der Anlage 1, die Bestandteil dieser Satzung ist.  
 

(2) Das monatliche Nettofamilieneinkommen ist ein Zwölftel des Jahresnettofamilieneinkommens. 
Das Jahresnettofamilieneinkommen wird unter Anwendung des § 16 Wohngeldgesetz ermittelt.  

 
(3) Zusätzlich zum Entgelt für die Betreuung sind noch weitere Entgelte für die Verpflegung des 

Kindes/der Kinder zu zahlen, die sich nach dem Angebot der betreuenden Kindertageseinrichtung 
richten. Weitere Einzelheiten werden über den schriftlichen Betreuungsvertrag der jeweiligen 
Kindertageseinrichtung geregelt. 

 
(4) Das zu zahlende Entgelt kann auf Antrag ganz oder teilweise vom Landkreis Aurich (Amt für Jugend 

und Soziales) übernommen werden, wenn die Belastung den Sorgeberechtigten und dem Kind 
nicht zuzumuten ist. Die Berechnung der zumutbaren Belastung erfolgt für die Kindertagespflege 
durch den Landkreis Aurich. Die Prüfung orientiert sich dabei an der Berechnung der 
sozialhilferechtlichen Einkommensgrenze.  
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(5) Die Entgelte werden jeweils zum Beginn eines Kindergartenjahres (01.08.) analog zu den 
prozentualen Entgelterhöhungen des Tarifvertrages öffentlicher Dienst -Sozial- und 
Erziehungsdienst (TvöD-SuE)- angepasst. Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet. Diese 
Anpassungsregelung greift ab dem 01.08.2027.  

 
§ 3 Entgeltschuldner 

 
(1) Entgeltschuldner sind die Sorgeberechtigten bzw. die Elternteile der Kinder, die in der 

Kindertageseinrichtung, für die diese Entgeltsatzung gilt, betreut werden und gemeinsam mit den 
Kindern in einer Haushaltsgemeinschaft leben.  
 

(2) Entgeltschuldner sind daneben auch diejenigen, die die Aufnahme von Kindern in die 
Kindertageseinrichtung veranlasst haben.  
 

(3) Mehrere Entgeltschuldner haften als Gesamtschuldner.  
 

§ 4 Einkommen 
 

(1) Maßgebend ist das Jahreseinkommen der/des Sorgeberechtigten und des zu betreuenden 
Kindes/der zu betreuenden Kinder, das die Entgeltpflichtigen in dem Kalenderjahr haben, das dem 
Beginn bzw. einer Fortsetzung der Kindertagesbetreuung vorangeht (Bemessungszeitraum). Ist in 
den vergangenen zwölf Monaten keiner Erwerbstätigkeit nachgegangen worden, ist bei der 
Berechnung stets das aktuelle Einkommen zu berücksichtigen. Das Kindergartenjahr umfasst den 
Zeitraum vom 01.08. eines Jahres bis zum 31.07. des Folgejahres. Einkommen werden höchstens 
bis zur Beitragsbemessungsgrenze der Deutschen Rentenversicherung (Anlage 2 zum Sozialbuch – 
Sechsten Buch Gesetzliche Rentenversicherung) berücksichtigt.  
  

(2) Als Nachweis dient eine dafür vorgesehene Erklärung über die Einkommensverhältnisse und zwar 
mit allen Belegen, d. h. vorrangig den maßgeblichen Einkommensteuerbescheid, Lohn- und 
Gehaltsbescheinigungen, alternativ die Lohnsteuerbescheinigung des vergangenen Jahres. Bei 
Selbstständigen ist der vom Steuerberater ausgefüllte Bogen zur Einkommensermittlung 
vorzulegen, ersatzweise können auch Gewinn- und Verlustrechnungen bzw. 
betriebswirtschaftliche Auswertungen (BWA) eines Steuerberaters anerkannt werden. Können die 
aufgezählten Dokumente nicht vorgelegt werden, kann im Einzelfall das Einkommen durch andere, 
ebenso geeignete Nachweise belegt werden. Zudem haben die Sorgeberechtigten für die 
Festsetzung eines Entgeltes auf Verlangen der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte 
zuzustimmen. Werden keine Angaben gemacht oder keine ausreichenden Nachweise vorgelegt, 
erfolgt eine Einstufung in die höchste Einkommensstufe. Wurde aufgrund der fehlenden 
Mitwirkung das höchste Entgelt festgesetzt, erfolgt eine Änderung des Entgeltes bei nachgeholter 
Mitwirkung erst ab dem Monat, in dem die vollständigen Unterlagen vorliegen. 

 
(3) Für die Berechnung des Einkommens werden die Regelungen aus den §§ 13 - 16 sowie § 18 WoGG 

angewandt.  
 
(4) Lebt das/leben die in einer Kindertageseinrichtung des Landkreises Aurich betreute(n) Kind(er) mit 

nur einer/einem Sorgeberechtigten in einer Haushaltsgemeinschaft, so sind die Einkünfte dieser/ 
dieses Sorgeberechtigten maßgeblich und zusammen mit den Einkünften des Kindes/der Kinder 
nachzuweisen. 
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(5) Leben die Sorgeberechtigten beide mit dem/den betreuten Kind(ern) in einer 
Haushaltsgemeinschaft, ist das Einkommen beider Sorgeberechtigten zusammen zu 
berücksichtigen und gemeinsam mit den Einkünften des Kindes/der Kinder nachzuweisen. 

 
(6) Die/Der Sorgeberechtigte, bei dem das Kind lebt, die/der Leistungen zur Sicherstellung des 

Lebensunterhaltes nach dem Zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II), nach dem Zwölften 
Sozialgesetzbuch (SGB XII), nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG), nach dem 
Wohngeldgesetz (WoGG) oder den Kinderzuschlag nach § 6a Bundeskindergeldgesetz (BKGG) 
beziehen, haben für die Dauer des nachgewiesenen Bezuges kein Entgelt zu leisten.  

 
(7) Absatz 6 gilt entsprechend, wenn  

 
a.) ein Elternteil, der nicht sorgeberechtigt ist, mit dem betreuten Kind/den betreuten Kindern in 
einer Haushaltsgemeinschaft lebt oder  
b.) wenn eine Dritte/ein Dritter, die/der nicht Sorgeberechtigte /-r und nicht Elternteil ist, mit dem 
betreuten Kind/den betreuten Kindern in einer Haushaltsgemeinschaft lebt und dieses Mitglied 
der Haushaltsgemeinschaft einen steuerlichen Vorteil durch die Berücksichtigung des Kindes/der 
Kinder hat. 

 
(8) Änderungen der Einkommensverhältnisse um mehr als 15 % sind unverzüglich anzugeben und 

nachzuweisen. Änderungen der Einkommensverhältnisse, die zu einem anderen Entgelt führen, 
werden ab dem Monat, in dem dies dem Landkreis Aurich mitgeteilt bzw. der Nachweis dem 
Landkreis Aurich vorliegt, neu und mit Wirkung für die Vergangenheit berechnet. Der Landkreis 
Aurich behält sich eine regelmäßige Überprüfung der persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Entgeltpflichtigen vor. 
 

(9) Die Entgeltschuldner können sich zur Zahlung des höchsten Entgeltes der jeweiligen 
Betreuungszeit verpflichten. Dies ist schriftlich zu erklären. Diese Erklärung kann jederzeit für die 
Zukunft widerrufen werden. Eine Einkommensüberprüfung entfällt in diesem Fall.  

 
§ 5 Entstehung und Fälligkeit der Entgelte 

 
(1) Die Verpflichtung zur Zahlung des Entgeltes besteht mit der Aufnahme des Kindes in der 

Kindertageseinrichtung.  
 

(2) Im Aufnahmemonat ist der vollständige Entgeltbetrag zu zahlen, wenn die Aufnahme vom 01.-14. 
eines Monats erfolgt und das hälftige Entgelt ist zu zahlen, wenn die Aufnahme vom 15.-31. eines 
Monats erfolgte.  
 

(3) Das Entgelt ist monatlich zu zahlen und jeweils spätestens am 15. des jeweiligen Monats fällig. 
 

(4) Das Entgelt ist für einen vollen Monat und für die/den gesamte(n) vereinbarte(n) Zeit/Zeitraum zu 
entrichten. 

 
(5) Mit Beendigung des Betreuungsverhältnisses endet die Verpflichtung zur Zahlung des Entgeltes. 

Wird das Betreuungsverhältnis jedoch während der letzten drei Monate des Kindergartenjahres 
beendet, so ist das Entgelt bis zum Ende des Kindergartenjahres zu entrichten, ausgenommen bei 
Fortzug aus dem Landkreis Aurich. Hierbei gilt die Regelung aus Abs. 2 entsprechend.  Ein 
Kindergartenjahr beginnt am 01.08. und endet am 31.07. eines jeden Jahres.  
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(6) Die Zahlungsverpflichtung entfällt in dem Monat, in dem das Kind das dritte Lebensjahr vollendet. 
Sofern das Kind das dritte Lebensjahr vollendet hat, besteht jedoch eine einkommensunabhängige 
Zahlungsverpflichtung in Höhe von 25,00 € monatlich für die 9. Betreuungsstunde und eine 
Zahlungsverpflichtung in Höhe von 50,00 € monatlich für die 10. Betreuungsstunde des Tages in 
der Kindertageseinrichtung. Die Regelung aus § 2 Abs. 5 wird analog angewandt.  

 
(7) Eine vorübergehende Schließung der Kindertageseinrichtung sowie ein vorübergehendes 

Fernbleiben des Kindes berechtigen nicht zur Ermäßigung bzw. zum Erlass des Entgeltes. Dies gilt 
z.B. für die Schließung der Kindertageseinrichtung während der Ferienzeiten oder 
Fortbildungen. Sollte der Landkreis Aurich eine Schließung der Kindertageseinrichtung für 
mindestens vier Wochen am Stück anordnen, führt dies zum vollständigen Verzicht der 
Entgelterhebung für diesen Zeitraum.  

 
(8) Bei einer Unterbrechung der Betreuung durch Krankheit des Kindes oder der Tagespflegeperson 

von mehr als vier Wochen am Stück kann das Entgelt auf Antrag für den betroffenen Zeitraum 
erstattet werden. Dem Antrag ist eine ärztliche Bescheinigung beizufügen.  

 
(9) Das Entgelt wird für die Zeit der Eingewöhnung in voller Höhe fällig.  

 
(10)  Rückständige Entgelte können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden.  

 
(11)  Kommen die Entgeltpflichtigen ihrer Zahlungsverpflichtung an zwei aufeinanderfolgenden 

Monaten schuldhaft nicht nach, kann die Gewährung einer laufenden Geldleistung an die 
Tagespflegeperson eingestellt und die Förderung des Tagespflegeverhältnisses beendet werden.  

 
§ 6 Erlass der Entgeltverpflichtung  

 
(1) Das Entgelt kann nach § 90 Abs. 3 und 4 SGB VIII auf Antrag ganz oder teilweise erlassen und vom 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe übernommen werden. 
 

(2) Der Antrag wird frühestens ab dem Monat, in dem er beim Landkreis Aurich eingeht, 
berücksichtigt. 

 
§ 7 Geschwisterregelung 

 
(1) Besuchen mehrere Kinder einer Familie, die in einem Haushalt leben, gleichzeitig eine 

Kindertageseinrichtung, wird für das zweite Kind von der/dem/den Sorgeberechtigten das hälftige 
Entgelt erhoben. Für jedes weitere gleichzeitig betreute Kind entfällt die Zahlungsverpflichtung.  
 

(2) Abs. 1 gilt nicht für Kinder, die der Beitragsfreiheit nach § 22 Abs. 2 Satz 2 Nds. 
Kindertagesstättengesetz unterliegen. In den Fällen des Satzes 1 wird für das direkt nachfolgende 
Geschwisterkind ein Entgelt erhoben, welches sich aus der in dieser Satzung normierten 
Berechnung ergibt.  

 
(3) Bei der Betrachtung für welches Kind das volle oder hälftige bzw. kein Entgelt erhoben wird, gilt 

das jeweilige Geburtsjahr, beginnend mit dem ältesten Kind.  
 

§ 8 Regelung von Einzelheiten 
 
Der Landkreis Aurich wird ermächtigt, weitere Einzelheiten, die mit dem Aufenthalt des Kindes/der 
Kinder und dem Betriebsablauf der Kindertageseinrichtung in Zusammenhang stehen, gesondert zu 
regeln. 
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§ 9 Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt zum 01.08.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die am 14.07.2022 zum 01.09.2022 
beschlossene Regelung des Landkreises Aurich über Elternentgelte außer Kraft. 
 
Aurich, den 17.06.2024 
 
Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 
Meinen 
 
Anlage 1 
 
 
 

 
 
 
 
Die Zahlungsverpflichtung entfällt in dem Monat, in dem das Kind das dritte Lebensjahr vollendet. 
Sofern das Kind das dritte Lebensjahr vollendet hat, besteht jedoch eine einkommensunabhängige 
Zahlungsverpflichtung in Höhe von 25,00 € monatlich für die 9. Betreuungsstunde und eine 
Zahlungsverpflichtung in Höhe von 50,00 € monatlich für die 10. Betreuungsstunde des Tages in der 
Kindertageseinrichtung. 
 
 

 
B. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 
Allgemeinverfügung der Stadt Norden zur einstweiligen Sicherstellung des geplanten geschützten 
Landschaftsbestandteils „Gehölzbestand zwischen Kolklandstraße, Am Bahndamm, Im Horst und 

Heerstraße“ – Verlängerung der Geltungsdauer 
 
Die Stadt Norden erlässt die folgende Allgemeinverfügung zur Verlängerung der Geltungsdauer 
aufgrund der §§ 22 und 29 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. I S. 
2542), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 225) in 
Verbindung mit den §§ 14 und 22 des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes (NNatSchG) vom 19. 
Februar 2010 (Nds. GVBI. S. 104), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 
(Nds. GVBI. S. 289; 2024 Nr. 13) geändert worden ist und in Verbindung mit § 35 Satz 2 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 
(BGBI. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 236) 
geändert worden ist: 
 

1. Einstweilige Sicherstellung 
Der Gehölzbestand zwischen Kolklandstraße, Am Bahndamm, Im Horst und Heerstraße soll 
zum geschützten Landschaftsbestandteil (GLB) erklärt werden. Um einer befürchteten 
Gefährdung des beabsichtigten Schutzzweckes gemäß Nr. 3 dieser Verfügung durch 
Veränderungen oder Störungen entgegenzuwirken, wird er als geschützter 
Landschaftsbestandteil einstweilig sichergestellt. 
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2. Räumlicher Geltungsbereich 
(1) Der einstweilig sichergestellte GLB liegt in der Stadt Norden, Gemarkung Süderneuland 2 und 

erstreckt sich über das Flurstück 8/1, Flur 1 (ehemals Flurstücke 11/8, 270/10, und 64/12, Flur 
1). 

 
(2) Die Grenze des einstweilig sichergestellten GLB ergibt sich aus der maßgeblichen Karte (Anlage 

1) im Maßstab 1:2.000. Sie ist als rote Linie dargestellt. Es gilt die darunterliegende 
Flurstücksgrenze. Die Karte ist Bestandteil dieser Verfügung. 

 
(3) Das einstweilig sichergestellte GLB hat eine Flächengröße von 13.083 qm. 

 
3. Schutzgegenstand und Schutzzweck 
(1) Der Schutzgegenstand ist das in Nr. 2 festgesetzte Gebiet. Es ist gekennzeichnet durch die 

Gehölzbestände.  
 

(2) Schutzzweck ist die Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung der vorhandenen 
Vegetationsbestände, insbesondere der Einzelgehölze sowie Gehölzgruppen als 
- zentrales Vernetzungselement des Biotopverbundes in der Stadt Norden, 
- Lebensraum, Wander- und Ausbreitungskorridor heimischer, z.T. besonders und streng 

geschützter Tier- und Pflanzenarten, 
- gliederndes und strukturierendes Element des Landschaftsbildes, 
- wichtiges Element zur Förderung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes. 

 
4. Verbote 
(1) Nach § 22 Abs. 3 Satz 3 BNatSchG sind alle Handlungen und Maßnahmen verboten, die 

geeignet sind, den Schutzgegenstand nachteilig zu verändern. 
Insbesondere werden folgende Handlungen untersagt: 
1. Vegetationsbestände zu entfernen, zu schädigen, zu gefährden oder ihre typischen 

Erscheinungsformen wesentlich zu verändern, 
2. Tier- und Pflanzenarten, insbesondere gebietsfremde oder invasive Arten auszubringen 

oder anzusiedeln, 
3. wild lebenden Tieren und ihren Entwicklungsstadien nachzustellen, sie zu stören, zu 

beunruhigen, zu fangen oder zu töten sowie ihre Brut- und Wohnstätten zu entnehmen 
oder zu beschädigen, 

4. bauliche Anlagen einschließlich Verkehrsanlagen, auch wenn sie keiner Genehmigung 
bedürfen, zu errichten oder zu ändern, 

5. die Bodengestalt durch den Abbau von Bodenbestandteilen, Aufschüttungen und –
füllungen oder Abgrabungen zu verändern, 

6. die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, 
7. Stoffe aller Art, wie z.B. Müll, Schutt, Gartenabfälle, land- und forstwirtschaftliche Abfälle 

sowie Bodenbestandteile zu lagern, aufzuschütten oder einzubringen, 
8. das Befahren des Gebietes, 
9. das Entfachen von Feuer, 
10. das Befestigen oder Verdichten der Fläche. 

 
5. Zulässige Handlungen 
(1) Nicht unter die Verbote der Nr. 4 fallen: 

1. Fachgerechte Erhaltungs- und Pflegemaßnahmen mit Zustimmung der Stadt Norden 
2. Maßnahmen 

a. zur ordnungsgemäßen Erhaltung und Unterhaltung aufgrund geltender gesetzlicher 
Vorschriften 

b. zur Gefahrenabwehr 
c. zur Verkehrssicherungspflicht 
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d. aufgrund rechtmäßig erteilter Rechte 
  Die Maßnahmen müssen unverzüglich der Stadt Norden gemeldet werden. 

3. Das Befahren der befestigten privaten Zufahrt. 
 

(2) Die Stadt Norden kann zur Erteilung ihrer Zustimmung Regelungen zu Zeitpunkt, Ort und 
Ausführungsweise treffen, die geeignet sind, Beeinträchtigungen oder Gefährdungen des 
einstweilig sichergestellten GLB entgegenzuwirken. Sie kann die Zustimmung auch versagen. 

 
(3) Weitergehende Vorschriften der § 29 BNatSchG i.V.m. § 22 NNatSchG, § 30 BNatSchG i.V.m.  

§ 24 NNatSchG, § 39 und § 44 BNatSchG bleiben unberührt. 
 

6. Befreiungen 
(1) Von den Verboten dieser Verfügung kann die Stadt Norden auf Antrag nach Maßgabe des § 67 

BNatSchG i.V.m. § 41 NNatSchG Befreiung gewähren. 
 

(2) Die Befreiungen können nach § 67 Abs. 3 BNatSchG mit Nebenbestimmungen versehen 
werden. 

 
(3) Befreiungen nach Abs. 1 ersetzen nicht eine nach anderen Rechtsvorschriften erforderliche 

Genehmigung oder Befreiung. 
 

7. Anordnungsbefugnis 
Gemäß § 2 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 NNatSchG kann die Naturschutzbehörde die 
Wiederherstellung des bisherigen Zustands anordnen, wenn gegen die Verbote der Nr. 4 oder 
die Zustimmungsvorbehalte dieser Allgemeinverfügung verstoßen wurde und Natur und 
Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder verändert worden sind. 

 
8. Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig nach § 69 Abs. 3 Nr. 3 BNatSchG handelt, wer, ohne dass eine zulässige 

Handlung nach Nr. 5 vorliegt oder eine Befreiung nach Nr. 6 gewährt wurde, vorsätzlich oder 
fahrlässig den in Nr. 4 genannten Verboten zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 69 Abs. 7 BNatSchG mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 
€ geahndet werden. 

 
9. Sofortige Vollziehung 

Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung wird gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 
(BGBI. I S. 686), die zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 
237) geändert worden ist, angeordnet. Gegen sie gerichtete Rechtsmittel haben daher keine 
aufschiebende Wirkung. 

 
Begründung 
Die Anordnung der einstweiligen Sicherstellung beruht auf § 22 Abs. 3 Satz 1 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) in Verbindung mit § 14 Abs. 8 Satz 1 Nr. 2 Niedersächsisches Naturschutzgesetz 
(NNatSchG), wonach Teile von Natur und Landschaft, deren Schutz beabsichtigt ist, einstweilig 
sichergestellt werden können, wenn zu befürchten ist, dass durch etwaige Veränderung oder 
Störungen der beabsichtigte Schutzzweck gefährdet wird. 
 
Die Verlängerung der Geltungsdauer gemäß § 14 Abs. 8 Satz 1 NNatSchG i.V.m. § 22 Abs. 3 Satz 2 
BNatSchG ist zulässig, da der mit der Sicherstellung verfolgte Zweck noch nicht erreicht ist. Die 
Schutzwürdigkeit und Schutzbedürftigkeit ist weiterhin gegeben. Die endgültige Unterschutzstellung 
wird beabsichtigt. In Verfahren zur Unterschutzstellung des o.g. genannten Gehölzbestandes als 
geschützten Landschaftsbestandteil wurde eingeleitet. Die Grundlagenermittlung, die Ermittlung der 
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sonstigen Anforderungen der Allgemeinheit und die Ermittlung der privatrechtlichen Interessen 
wurden durchgeführt. In dem Verfahren werden im nächsten Schritt sowohl die betroffenen 
Eigentümer und Nutzungsberechtigten als auch die Träger öffentlicher Belange beteiligt. Nach 
bisherigen Erkenntnissen muss dem Gehölzbestand eine gewichtige Bedeutung als Lebensstätte für 
wild lebende Tier- und Pflanzenarten und als Trittsteinbiotop im Biotopverbund der Stadt Norden 
zugemessen werden. Da auf Grund des noch ausstehenden Beteiligungsverfahrens die vorgebrachten 
Belange und die weitere Verfahrensdauer bis zum Abschluss noch nicht absehbar sind, ist die 
Verlängerung der Geltungsdauer der Sicherstellung um zwei Jahre angemessen. 
 
Die Sicherstellung erstreckt sich über das Flurstück 8/1, Flur 1, Gemarkung Süderneuland 2 (ehemals 
Flurstücke 11/8, 270/10, und 64/12, Flur 1, Gemarkung Süderneuland 2), da sich auf diesen Flurstücken 
prägende Gehölzbestände befinden, die als klar abgrenzbares Objekt wahrgenommen werden können, 
miteinander in einem ökologischen Zusammenhang stehen und sich deutlich von der umgebenden, 
von Wohnbebauung und Gewerbe geprägten Umgebung abgrenzen. 
 
Bei den Gehölzbeständen handelt es sich um naturnahe Strukturen aus einheimischen Bäumen und 
Gehölzen, die aufgrund ihrer Ausprägung (Bäume in unterschiedlichen Altersphasen, unterschiedliche 
Vegetationsschichten) dazu geeignet sind, zahlreichen Tier- und Pflanzenarten in einem intensiv 
genutzten und gepflegten Umfeld einen Lebensraum zu bieten. Insbesondere für Singvögel und 
Fledermäuse bilden solche flächigen Gehölzbestände, wie sie hier zu finden sind, wichtige Jagd- und 
Nahrungshabitate und stellen wichtige Leitstrukturen dar, die auch eine hohe Bedeutung für den 
Biotopverbund haben. Die Flächen sind ein wichtiges Trittsteinbiotop zwischen dem nördlich 
gelegenen Doornkaat-Brunnengelände, der Obstwiese Im Horst und den Grünanlagen am ZOB. In dem 
Quartier zwischen den Bahngleisen, der Heerstraße, dem Berumerfehnkanal und der Muskerei sind 
keine vergleichbaren Bestände mehr vorhanden, die die Funktion als Verbindungselement für den 
Biotopverbund übernehmen können. 
 
Der Gehölzbestand ist durch seine Struktur darüber hinaus dazu geeignet, positive Wirkungen auf den 
Naturhaushalt zu bewirken. Er stellt Deckungs-, Nahrungs- und Überwinterungsort für Kleintiere und 
Nist- und Zufluchtsort für die heimische Fauna dar. Darüber hinaus sind Gehölzbestände dieser 
Ausprägung (dichte Baumbestände mit Gehölzen unterschiedlicher Altersphase und mit 
unterschiedlichen Vegetationsschichten) wichtig zur Abschirmung von Luftverunreinigungen, zur 
Verringerung von Lärmeinwirkungen und zum Windschutz. Gehölzbestände filtern Staub und 
Luftverunreinigungen, begrenzen Temperaturextreme, erhöhen die relative Luftfeuchte, fixieren CO2, 

und absorbieren Strahlung und tragen damit zur Verbesserung des Kleinklimas bei, insbesondere in 
Quartieren wie diesem, in welchen nur noch wenige zusammenhängende Gehölzbestände vorhanden 
sind. 
 
Bei dem flächigen Gehölzbestand handelt es sich zudem um ein für das Orts- und Landschaftsbild 
prägendes und belebendes Objekt, welches die Bebauungswirkung auflockert und die Eintönigkeit der 
umgebenden Bebauung unterbricht. 
 
Da die Bestände ihre Wohlfahrtswirkungen nur erfüllen können, wenn sie in ihren Funktionen nicht 
gestört und beeinträchtigt werden, sind alle Handlungen verboten, die zu einer Beeinträchtigung der 
Gehölze und von wild lebenden Arten führen können. Die Gehölzbestände wurden vollständig 
einstweilig sichergestellt, um das Herausnehmen von einzelnen Gehölzen und das Freistellen anderer 
Gehölze und damit auch Eingriffe in den Wurzelbereich zu verhindern, bevor nicht der gesamte 
Gehölzbestand im Rahmen der Aufstellung einer Satzung zur Unterschutzstellung als geschützter 
Landschaftsbestandteil überprüft, aufgenommen und bewertet wurde. 
 
Aufgrund der Beschaffenheit erfüllt der Bestand die Voraussetzungen für eine Unterschutzstellung als 
geschützter Landschaftsbestandteil und für eine einstweilige Sicherstellung. Es ist zum jetzigen 
Zeitpunkt davon auszugehen, dass der Gehölzbestand benötigt wird, um die genannten Schutzzwecke 
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zu erreichen. Um während der Aufstellung einer Satzung zur Unterschutzstellung nachteilige 
Veränderungen zu verhindern, wurde der Status quo durch die einstweilige Sicherstellung gesichert. 
Der Stadt Norden obliegt es, die Voraussetzungen für eine Sicherstellung und Unterschutzstellung zu 
prüfen, um für die Bürger*innen eine lebenswerte Stadt zu sichern und die natürlichen 
Lebensgrundlagen zu schützen. Gemäß übergeordneten Zielen des Naturschutzes sind bestehende 
Strukturen dieser Art zu sichern und zu entwickeln. Um zu verhindern, dass wertvolle Strukturen 
unwiederbringlich verloren gehen, ist eine Sicherung des Bestandes und eine sorgfältige Prüfung und 
Abwägung notwendig, was im Rahmen der Aufstellung einer Satzung zur Unterschutzstellung als 
geschützter Landschaftsbestandteil durchgeführt wird. Um den Bestand zu sichern und die Schaffung 
von vollendeten Tatsachen zu verhindern, ist die einstweilige Sicherstellung der Flurstücke 
erforderlich. 
 
Bei der einstweiligen Sicherstellung handelt es sich um eine Ermessenentscheidung, bei welcher auch 
die Belange der Eigentümer berücksichtigt wurden. Das öffentliche Interesse am Schutz der 
natürlichen Lebensbedingungen ist zum jetzigen Zeitpunkt unter den genannten Gründen höher zu 
bewerten als die Interessen der Eigentümer. Es bestehen derzeit keine relevanten Rechte oder 
Ansprüche, die eine andere Nutzung als die bisherige zulassen und damit der Sicherstellung 
entgegenstehen. Für eine beabsichtigte Bebauung der Flurstücke besteht zum jetzigen Zeitpunkt kein 
Baurecht. Die Flächen unterliegen keinem Bebauungsplan und liegen nicht im Zusammenhang 
bebauter Ortsteile nach § 34 Baugesetzbuch. Es handelt sich um Außenbereich im Innenbereich. Für 
die Aufstellung eines Bebauungsplanes besteht grundsätzlich gemäß § 1 BauGB kein Anspruch. 
 
Es dürfen fachgerechte Erhaltungs- und Pflegemaßnahmen und Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und 
zur Erfüllung der Verkehrssicherungspflicht durchgeführt werden. Zudem kann im Hinblick auf den 
Schutz des privaten Grundeigentums ein Antrag auf Befreiung von den Verboten der 
Allgemeinverfügung gestellt werden. Die getroffenen Regelungen und die damit verbundenen 
Einschränkungen der Eigentumsrechte sind somit aus den vorgenannten Gründen verhältnismäßig. 
 
Eine Gefährdungslage ist gegeben, da Anhaltspunkte bestehen, dass die Schutzgüter ohne 
Inschutznahme schädigende Maßnahmen an den Bäumen befürchten lassen. Um der Schaffung 
vollendeter Tatsachen, die nicht rückgängig zu machen sind, vorzubeugen, ist die Anordnung der 
einstweiligen Sicherstellung geboten. 
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Bekanntmachung der Gemeinde Hinte 
hier: Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 0309 

 
Der Rat der Gemeinde Hinte hat in seiner Sitzung am 26.09.2024 die Aufhebung des Bebauungsplanes 
Nr. 0309 gemäß § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit § 1 Abs. 8 BauGB als 
Satzung beschlossen.  
 
Der Geltungsbereich ist dem nachstehenden Lageplan zu entnehmen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ist der Satzungsbeschluss zur Aufhebung eines Bebauungsplans ortsüblich 
bekannt zu machen. Die Aufhebung des Bebauungsplans wird durch diese Veröffentlichung im 
Amtsblatt des Landkreis Aurich rechtskräftig.  
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Die Öffentlichkeit kann sich über die Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 0309 informieren und die 
Unterlagen während der üblichen Dienststunden im Rathaus der Gemeinde Hinte (Brückstraße 11a, 
26759 Hinte) einsehen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des BauGB über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche durch Festsetzungen des Bebauungsplanes oder 
seine Durchführung eintretenden Vermögensnachteilen, die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichnet 
sind, sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristgemäßer 
Geltendmachung wird hingewiesen. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteilen eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 
 
Gem. § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich:  
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und   

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde Hinte 
(Brückstraße 11a, 26759 Hinte) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhaltes geltend gemacht worden sind.  

 
Hinte, den 01.10.2024 
 
Gemeinde Hinte 
 
Der Bürgermeister 
Redenius 
 

 
Jahresabschluss der Gemeinde Hinte für das Haushaltsjahr 2020  

sowie Erteilung der Entlastung des Bürgermeisters gemäß § 129 NKomVG  
und die Verwendung des Überschusses gemäß §§ 58, 110 NKomVG 

 
Der Rat der Gemeinde Hinte hat gemäß § 129 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) in seiner Sitzung am 26.09.2024 den nachstehenden Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 
2020 beschlossen und dem Bürgermeister die Entlastung erteilt. 
 
Ferner wurde gemäß §§ 58,110 NKomVG die Verwendung des ordentlichen und außerordentlichen 
Überschusses beschlossen. 
 
Nachstehend die Bilanz in der komprimierten Darstellungsform zur Veröffentlichung gemäß § 55 Abs. 
1 Satz 3 der Kommunalhaushalts- und kassenverordnung (KomHKVO). 
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Bilanz mit einer komprimierten Darstellungsform zur Veröffentlichung (§ 55 Abs. 1 Satz 3 KomHKVO) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Jahresabschluss der Gemeinde Hinte wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Der Jahresabschluss inklusiv Anhang zum 31.12.2020 und der Bericht über die Prüfung des 
Jahresabschlusses liegen in der Zeit vom 07.10.2024 bis einschließlich 18.10.2024 während der 
Öffnungszeiten des Rathauses der Gemeinde Hinte, Brückstraße 11 a, 26759 Hinte, Zimmer 12 aus. Es 
wird um eine vorherige Terminabsprache unter der Telefonnummer 04925/921121 oder der E-Mail-
Adresse riemann@hinte.de gebeten. 
 
Hinte, den 26.09.2024 
 
Gemeinde Hinte  
 
Der Bürgermeister 
Uwe Redenius 
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3. Änderungsatzung zur Satzung 
über Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung für Ratsfrauen und -herren, 

Ortsratsmitglieder und ehrenamtlich tätige Personen in der Gemeinde Ihlow 
 
Aufgrund der §§ 6, 10, 44, 54, 55, 58, 71, 91 und 96 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576) in der zur Zeit 
gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Ihlow in seiner Sitzung am 17.09.2024 folgende 
Änderungssatzung beschlossen: 

 
§ 1 

 
§ 10 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 
 
(1) Für ehrenamtlich Tätige werden Aufwandsentschädigungen in Form einer Pauschale wie folgt 

festgesetzt: 
 

a) ehrenamtliche Schiedspersonen je 50,00 € monatlich 
b) ehrenamtliche Plattdeutschbeauftragte je 50,00 € vierteljährlich 

 
§ 2 

 
Diese Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2024 in Kraft.  
 
Ihlow, den 17.09.2024 
 
Gemeinde Ihlow 
 
Bürgermeister 
 

 
3. Änderung Jugendordnung für die Kinderfeuerwehr  

Kinderabteilung der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Ihlow 
 
Gem. § 11 a der Satzung für die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Ihlow vom 28.02.2019 hat der 
Rat der Gemeinde Ihlow am 17.09.2024 folgende 3. Änderung der Jugendordnung für die 
Kinderfeuerwehr / Kinderabteilung der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Ihlow beschlossen. 
 

Artikel I 
 
Der § 1 (Organisation) der Jugendordnung vom 15.02.2022 wird wie folgt ergänzt: 
 

§ 1 
Organisation 

 
Kinderfeuerwehren sind Bestandteil der Freiwilligen Feuerwehr Ihlow. Sie unterstehen der Aufsicht 
der Ortsbrandmeisterin / des Ortsbrandmeisters der Ortsfeuerwehr, der sie zugeordnet sind. 
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Die Kinderfeuerwehr der Freiwilligen Feuerwehr Ihlow setzt sich, ab dem jeweiligen Gründungsdatum, 
aus den Kinderfeuerwehren der Ortsfeuerwehren 
 
Ihlowerfehn 
Weene 
Simonswolde 
Ochtelbur 
Riepe 
 
zusammen. 
 

Artikel II 
 

Diese 3. Änderung der Jugendordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
 
Ihlow, den 30.09.2024 
 
Gemeinde Ihlow 
 
Bürgermeister 
Ulrichs 
 

 
Jahresabschluss der Gemeinde Krummhörn für das Haushaltsjahr 2018 sowie Erteilung der 

Entlastung des Bürgermeisters gemäß § 129 NKomVG 
 
Der Rat der Gemeinde Krummhörn hat gemäß § 129 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) in seiner Sitzung am 30.09.2024 den nachstehenden Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 
2018 beschlossen und dem Bürgermeister die Entlastung erteilt. 
 
Nachstehend die Bilanz in der komprimierten Darstellungsform zur Veröffentlichung gemäß § 55 
Absatz 1 Satz 3 KomHVO 
 
Bilanz zum 31.12.2018 
 
1.1 Bilanz in einer komprimierten Darstellungsform 
 
(zur Veröffentlichung nach § 55 Abs. 1 Satz 3 KomHVO) 
 

Bilanz der Gemeinde Krummhörn zum 31.12.2018 

Aktiva Passiva 

Pos. Name 2017 2018 Pos. Name 2017 2018 

1. Immaterielles 
Vermögen 

713.266,55 € 755.116,33 € 
1. Nettoposition 

78.275.820,58 € 77.713.963,54 € 

2. Sachvermögen 
99.437.082,70 € 101.367.001,86 € 

1.1 Basis-Reinvermögen 
41.346.705,18 € 41.346.705,18 € 

3. Finanzvermögen 1.042.202,42 € 1.437.218,60 € 1.2 Rücklagen 5.851.766,61 € 5.370.132,97 € 

4. Liquide Mittel 284.734,23 € 2.838.117,63 € 1.3 Jahresergebnis -481.633,64 € -316.628,13 € 

5. Aktive 
Rechnungsabgrenzung 

68.005,88 € 58.915,78 € 
1.4 Sonderposten 

31.558.982,43 € 31.313.753,52 € 

    2. Schulden 15.842.246,03 € 21.587.912,02 € 

    2.1 Geldschulden 14.142.545,68 € 20.109.287,79 € 

     Davon   

    2.1.1 Liquiditätskredite 8.144,45 € 5.242,91 € 

    2.1.2 Geldschulden (ohne 
Liquiditätskredite) 14.134.401,23 € 20.104.044,88 € 
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    2.2 Verbindlichkeiten aus 
kreditähnlichen 
Rechtsgeschäften 

  

    2.3 Verbindlichkeiten aus 
Lieferungen und 
Leistungen 

739.089,74 € 626.899,59 € 

    2.4 Transferverbindlichkeiten 330.055,99 € 135.816,26 € 

    2.5 Sonstige 
Verbindlichkeiten 

630.554,62 € 715.908,38 € 

    3. Rückstellungen 7.427.225,17 € 7.154.134,64 € 

    4. Passive 
Rechnungsabgrenzung 

 360,00 € 

  

Bilanzsumme Aktiva 101.545.291,78 €  
 

106.456.370,20 €  
  

Bilanzsumme Passiva 101.545.291,78 €  106.456.370,20 €  

 
Der Jahresabschluss 2018 der Gemeinde Krummhörn wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Der Jahresabschluss inklusive Anhang zum 31.12.2018 und der Bericht über die Prüfung des 
Jahresabschlusses liegen in der Zeit vom 14.10.2024   bis einschließlich 22.10.2024 während der 
Öffnungszeiten des Rathauses der Gemeinde Krummhörn, Rathausstr. 2, 26736 Krummhörn, Zimmer 
3.21 aus.  
 
Krummhörn, den 02.10.2024 
 
Gemeinde Krummhörn 
 
Die Bürgermeisterin 
Looden 
 
 

 
C. Bekanntmachungen sonstiger öffentlicher Körperschaften 

 

 
Ordnung zur 1. Änderung der Friedhofsordnung 
für den Friedhof der Evangelisch-lutherischen  

Kirchengemeinde Middels in Middels 
 
Gem. § 4 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe 
(Friedhofsrechtsverordnung) vom 13.11.1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) hat der Kirchenvorstand der 
Ev.-luth. Kirchengemeinde Middels für den Friedhof der Kirchengemeinde am 03.09.2024 folgende 
Ordnung beschlossen: 

 
Artikel 1 

Änderung der Friedhofsordnung (FO) für den 
Friedhof der Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde Middels in Middels 

 
Die Friedhofsordnung für den Friedhof der Ev.-luth. Kirchengemeinde Middels vom 01.06.2021 
(Amtsblatt für den Landkreis Aurich und für die Stadt Emden Nr. 56 vom 25.06.2021) wird wie folgt 
geändert: 
 
1. In der Inhaltsübersicht wird im Abschnitt IV. nach § 17 der der § 17a wie folgt eingefügt: „§ 17a 
Pflegefreie Urnenwahlgrabstätten in der Urnengemeinschaftsanlage am Baum“ 
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2. In § 6 wird der Absatz 6 wie folgt neu hinzugefügt: 
 

„(6) Folgende Leistungen werden zur Wahrung eines einheitlichen Erscheinungsbildes, zur 
Einhaltung bestattungsrechtlicher Vorschriften und zur Sicherung der Würde des Ortes 
entsprechender Abläufe auf dem Friedhof allein von der Friedhofsverwaltung (der 
Friedhofsträgerin) erbracht: Bestattung (Ausheben und Verfüllen eines Grabes), Umbettung, 
allgemeine Friedhofsunterhaltung.“ 
 

3. § 12 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 3 wird der Buchstabe e) wie folgt hinzugefügt: „e) Pflegefreie Urnenwahlgrabstätten 
am Baum“; 

b) In Absatz 9 Satz 1 wird der Buchstabe d) wie folgt hinzugefügt: „d) Urnenwahlgrabstellen in 
der Anlage am Baum: Länge: 1,00 m Breite: 1,00 m.“ 

 
4. Nach § 17 wird der § 17a wie folgt neu hinzugefügt: 
 

„§ 17a 
Pflegefreie Urnenwahlgrabstätten in der Urnengemeinschaftsanlage am Baum 

 
(1) Urnengrabstätten in der Urnengemeinschaftsanlage am Baum sind Grabstätten, die um einen 
Baum herum angeordnet sind, und an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer der Ruhezeit 
verliehen wird.   
 
(2) Nutzungsrechte können bereits zu Lebzeiten erworben werden. Die Vergabe der Grabstätten 
erfolgt durch die Friedhofsverwaltung. Auf jeder Grabstelle können zwei  
Urnen beigesetzt werden.  
 
(3) Die Verlängerung eines Nutzungsrechts ist nur auf Antrag um mindestens 5 Jahre möglich. Die 
Friedhofsverwaltung kann Erwerb und Wiedererwerb von Nutzungsrechten an Urnengrabstätten 
ablehnen, insbesondere wenn eine Umgestaltung des betroffenen Grabfeldes oder die Schließung 
gem. § 3 beabsichtigt ist.  
 
(4) Es werden keine Gestaltungsrechte vergeben. Die Friedhofsverwaltung behält sich die Pflege und 
Gestaltung vor, um ein einheitliches Erscheinungsbild der Anlage zu gewährleisten. Eine Ablage von 
Blumenschmuck auf der Grabstätte im dafür vorgesehenen Bereich ist zulässig. Der Friedhofsträger ist 
zur Aufbewahrung widerrechtlich abgelegter und von ihm abgeräumter Gegenstände (z.B. 
Pflanzschalen) nicht verpflichtet.  
 
(5) Die namentliche Kennzeichnung der Grabstätte ist erwünscht. Zulässig sind ausschließlich liegende 
Grabmale aus Naturmaterialien mit maximal folgenden Maßen: 30 cm lang und 30 cm breit.  
 
(6) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten die Regelungen des § 14 
entsprechend.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



- 860 - 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Ordnung tritt nach ihrer kirchenaufsichtlichen Genehmigung und öffentlichen Bekanntmachung 
zum 01. des auf die Bekanntmachung folgenden Monats in Kraft.  
 
Middels, den 03.09.2024 
 
Der Kirchenvorstand: 
 
W. Uphoff    A. Janssen 
Vorsitzender    Kirchenvorsteherin 
 
 
Die vorstehende Ordnung zur 1. Änderung der Friedhofsordnung für den Friedhof der Evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinde Middels in Middels wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die nach 
§ 66 Absatz 3 Nummer 2 der Kirchengemeindeordnung der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers 
erforderliche Genehmigung des Kirchenkreisvorstandes wurde am 23.09.2024 durch den 
Kirchenkreisvorstand des Ev.-luth. Kirchenkreis Aurich erteilt. 
 
Tiemann 
Ev.-luth. Kirchenamt in Aurich 
 

 
Friedhofsgebührenordnung (FGO) 

für den Friedhof der Ev.-luth. Kirchengemeinde Middels in Middels 
 
Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe 
(Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) und § 30 der 
Friedhofsordnung hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde Middels für den Friedhof in 
Middels am 03.09.2024 folgende Friedhofsgebührenordnung beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie für sonstige in § 7 aufgeführte 
Leistungen der Kirchengemeinde werden Gebühren nach dieser Gebührenordnung erhoben. 
 

§ 2 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist 
 
1. wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige Leistung nach dieser Ordnung beantragt oder 

durch ihm zurechenbares Verhalten ausgelöst hat, 
2. wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder verlängert hat, 
3. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklärung 

übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 
 

(2) Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist 
 

1. wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen wird, 
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2. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklärung 
übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 
 

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

§ 3 
Entstehen der Gebührenschuld 

 
(1) Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld bereits mit der Begründung des 
Nutzungsrechtes für die gesamte Nutzungsdauer der Grabstätte oder bereits mit der Verlängerung des 
Nutzungsrechtes für den Zeitraum der gesamten Verlängerung der Grabstätte. 
 
(2) Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Inanspruchnahme der 
jeweiligen gebührenpflichtigen Leistung. 
 
(3) Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Vornahme der 
Verwaltungshandlung. 
 

§ 4 
Umsatzsteuer 

 
Sofern und soweit der Friedhofsträger bzw. einzelne Gebührenpositionen der Umsatzsteuerpflicht 
unterliegen, wird für die gekennzeichneten Gebührenpositionen zusätzlich die gesetzliche 
Umsatzsteuer erhoben und separat ausgewiesen. 
 

§ 5 
Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1) Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Die Gebühren sind innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedhofes untersagen und Leistungen 
verweigern, sofern ausstehende Gebühren nicht entrichtet worden sind oder eine entsprechende 
Sicherheit nicht geleistet ist. 
 
(3) Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 
 

§ 6 
Säumniszuschläge, Kosten, Einziehung rückständiger Gebühren 

 
(1) Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet, so kann für jeden 
angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 % des abgerundeten rückständigen 
Gebührenbetrages erhoben werden; abzurunden ist auf den nächsten durch 50 Euro teilbaren Betrag.  
 
(2) Für schriftliche Mahnungen ist der dafür anfallende Aufwand durch den Gebührenschuldner oder 
die Gebührenschuldnerin zu erstatten.  
 
(3) Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kosten nach Absatz 2 werden im 
Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der 
Vollstreckungsschuldner oder die Vollstreckungsschuldnerin zu tragen. 
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§ 7 
Gebührentarif 

 
I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten: 
 
1. Wahlgrabstätten -je Grabstelle- 

a) Sarg/Urne, für 30 Jahre: ------------------------------------------------------------------------------------- 465,00 € 
b) Kind, für 20 Jahre: --------------------------------------------------------------------------------------------- 310,00 € 
d) für jedes Jahr der Verlängerung: --------------------------------------------------------------------------- 15,50 € 

 
2. Rasenwahlgrabstätten -je Grabstelle- 
 
Die Gebühr beinhaltet die Verleihung des Nutzungsrechtes, die Anlegung der Grabstätte als 
Grünfläche und deren laufenden Pflege: 
 

a) Sarg/Urne, für 30 Jahre: ------------------------------------------------------------------------------------- 795,00 € 
b) für jedes Jahr der Verlängerung: --------------------------------------------------------------------------- 26,50 € 

 
Umwandlung einer Wahlgrabstätte in eine pflegefreien Rasengrabstätte (die Gebühr wird im Voraus 
für die verbleibende Nutzungsdauer erhoben: 
 
c) je Jahr und Grabstelle: ------------------------------------------------------------------------------------------- 12,50 € 
 
Zuzüglich Ablösung der Friedhofsunterhaltungsgebühr in Höhe von 7,50 EUR je Grabstelle und Jahr der 
verbleibenden Nutzungsdauer bei Grabstätten, die vor Inkrafttreten dieser 
Friedhofsgebührenordnung erworben/verlängert wurden. 
 
3. Pflegefreie Urnenwahlgrabstätten am Baum 
 
Die Gebühr beinhaltet die Kosten für die Verleihung des Nutzungsrechtes an einer pflegefreien 
Grabstätte in der Urnengrabanlage am Baum. 
 

a) für 20 Jahre - je Grabstelle -: ------------------------------------------------------------------------------- 315,00 € 
b) für jedes Jahr der Verlängerung: --------------------------------------------------------------------------- 15,75 € 

 
4. Gemeinschaftsgrabanlage 

 
Die Gebühr beinhaltet die Kosten für die Verleihung des Nutzungsrechtes an einer Grabstelle in der 
Gemeinschaftsgrabanlage: 
 

a) Sargstelle, für 30 Jahre: -------------------------------------------------------------------------------------- 885,00 € 
b) für jedes Jahr der Verlängerung: --------------------------------------------------------------------------- 29,50 € 
 

c) Kind, für 20 Jahre - je Grabstelle -: ------------------------------------------------------------------------ 590,00 € 
d) für jedes Jahr der Verlängerung: --------------------------------------------------------------------------- 29,50 € 
 

e) Urne, für 20 Jahre - je Grabstelle -: ----------------------------------------------------------------------- 145,00 € 
f) für jedes Jahr der Verlängerung: ------------------------------------------------------------------------------ 7,25 € 

 
Zu den o.g. Gebühren für die Verleihung des Nutzungsrechts kommen die Kosten der Namensinschrift 
gem. Absatz VII Buchstabe b) hinzu.        
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Hinweise: 
1. Überschreitet bei zusätzlicher Bestattung einer Urne in einer bereits belegten Grabstätte die neue 

Ruhezeit die bisherige Nutzungszeit, wird zur Anpassung an die neue Ruhezeit neben einer Gebühr 
gemäß Abschnitt II eine Verlängerungsgebühr nach Abschnitt I Nr. 1 bis 4 für jedes Jahr der 
Anpassung an die neue Ruhezeit erhoben, bei mehrstelligen Grabstätten für jede Stelle. 

2. Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten sind nur in vollen Kalenderjahren 
möglich. 

3. Die Gebühren für den Erwerb, Wiedererwerb, die Umwandlung und die Verlängerung des 
Nutzungsrechtes wird für die gesamte Nutzungszeit im Voraus erhoben. 

 
II. Gebühren für die Bestattung  
 
Für das Ausheben und Verfüllen der Gruft, Auflegen und Abräumen der Kränze und der überflüssigen 
Erde: 
 

a) für eine Erdbestattung: -------------------------------------------------------------------------------------- 320,00 € 
b) für eine Bestattung von Kindern bis einschl. 5. Lebensjahr: ---------------------------------------- 115,00 € 
c) für eine Urnenbestattung: ---------------------------------------------------------------------------------- 115,00 € 

 
III. Gebühren für Ausgrabungen 
 
Die Festsetzung erfolgt im Einzelfall nach Aufwand und unter Berücksichtigung eventueller Auslagen 
für Fremdkosten. 
 
IV. -entfällt- 
 
V. Friedhofsunterhaltungsgebühren  
 
Aus der Friedhofsunterhaltungsgebühr werden die Kosten der laufenden Bewirtschaftung und Pflege 
des Friedhofes und seiner Einrichtungen finanziert (Personal-/Sachkosten), die nicht bereits über die 
Gebühren für die Nutzungsrechte finanziert werden.  
 
Die Friedhofsunterhaltungsgebühr gilt nur für die Gebührenschuldner, die bereits vor Inkrafttreten 
dieser Friedhofsgebührenordnung das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben/verlängert 
haben. Sie entrichten eine Gebühr in Höhe von: 
 

7,50 € je Grabstelle und Jahr 
 

bis zum Ablauf des Nutzungsrechtes bzw. bis zu einer Verlängerung des Nutzungsrechtes weiter. Die 
Gebühr wird zum 01.01. eines jeden Jahres fällig. Die Friedhofsunterhaltungsgebühr kann zu 
Hebungszeiträumen von bis zu drei Jahren zusammengefasst werden. 
 
Die laufenden Gebühren können für die Restlaufzeit des Nutzungsrechtes mit der Zahlung des 
Gesamtbetrages abgelöst werden. 

 
VI. Verwaltungsgebühren: 
 
Verwaltungskostenpauschale für Umschreibung des Nutzungsrechts, Umwandlung der Grabart, 
Anschriftenermittlung, etc.: --------------------------------------------------------------------------------------- 15,00 € 

 
VI. Sonstige Gebühren 
Pflege nicht angelegter Grabstellen gem. § 18 Abs. 3 der Friedhofsordnung (maßgeblich ist der 
Zustand zum Zeitpunkt der Frühjahrsbegehung), pro Stelle und Jahr: --------------------------------- 12,50 € 



- 864 - 

VII. Sonstige Entgelte 
a) Besonderer/zusätzlicher Arbeitsaufwand, je angef. ½ Arbeitsstunde: -------------------------- 12,50 €* 
b) Inschrift Gemeinschaftsdenkmal: ------------------------------------------------------------------------ 180,00 € 

 
(*s. § 4) 

 
§ 8 

Zusätzliche Leistungen 
 

Leistungen, für die kein Gebührentarif vorgesehen ist, werden von der Friedhofsverwaltung nach dem 
jeweiligen Aufwand berechnet.  
 
 

§ 9 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Genehmigung zum 01. des auf die öffentliche 
Bekanntmachung folgenden Monats in Kraft. 
 
(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung tritt die Friedhofsgebührenordnung in der 
Fassung vom 01.06.2021 außer Kraft. 
 
 
Middels, den 03.09.2024 
 
Der Kirchenvorstand: 
 
W. Uphoff    A. Janssen 
Vorsitzender    Kirchenvorsteherin 
 
 
Die vorstehende Friedhofsgebührenordnung (FGO) für den Friedhof der Evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeinde Middels in Middels wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die nach § 66 Absatz 3 
Nummer 2 der Kirchengemeindeordnung der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers erforderliche 
Genehmigung des Kirchenkreisvorstandes wurde am 23.09.2024 durch den Kirchenkreisvorstand des 
Ev.-luth. Kirchenkreis Aurich erteilt. 
 
Tiemann 
Ev.-luth. Kirchenamt in Aurich 
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